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Sitz der Gesellschaft: Bad Ischl   ·   Firmenbuchgericht: LG Wels   ·   FN 565612h   ·   UID-Nr.: ATU77360712 

ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN (AGB) 
 
Stand: August 2026 
Gültig für: Schiffer & Sams GmbH 
Website: www.sams.at und www.schiffersams.at 
 
1. Geltungsbereich  
1.1 Anwendungsbereich: Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten für sämtliche Lieferungen, Leistungen, Werkleistungen, Montage-
arbeiten, Service- und Reparaturleistungen sowie Kaufverträge der Schiffer & Sams GmbH (nachfolgend „Auftragnehmer“) mit Verbrauchern im Sinne 
des Konsumentenschutzgesetzes (KSchG) und Unternehmern im Sinne des Unternehmensgesetzbuches (UGB). Der Vertragspartner wird nachfolgend 
als „Auftraggeber“ bezeichnet. 
1.2 B2C- und B2B-Onlineshop: Für Verträge, die über den allgemein zugänglichen Onlineshop des Auftragnehmers abgeschlossen werden, gelten 
vorrangig die dort bereitgestellten besonderen Allgemeinen Geschäftsbedingungen für den Onlineshop. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
gelten ergänzend, soweit die besonderen Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Onlineshops keine speziellere oder abweichende Regelung enthal-
ten. Im Fall von Widersprüchen gehen die besonderen Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Onlineshops vor. Für Bestellungen über den  
ausschließlich Unternehmern vorbehaltenen B2B-Onlineshop gelten die hierfür gesondert vereinbarten Allgemeinen Geschäftsbedingungen des B2B-
Onlineshops. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen finden auf solche Bestellungen nur Anwendung, soweit dies ausdrücklich vereinbart wurde 
oder die besonderen Allgemeinen Geschäftsbedingungen des B2B-Onlineshops darauf verweisen. Zwingende gesetzliche Verbraucherschutzbestim-
mungen gelten ausschließlich gegenüber Kunden, die Verbraucher im Sinne des KSchG sind. 
1.3 Abweichende Geschäftsbedingungen: Abweichende oder ergänzende Geschäftsbedingungen des Auftraggebers gelten nur, wenn diese vom 
Auftragnehmer ausdrücklich in Textform anerkannt wurden. 
1.4 Textform: Textform im Sinne dieser AGB umfasst insbesondere schriftliche Erklärungen, E-Mails sowie dokumentierte elektronische Erklärungen 
und Freigaben, sofern der Erklärende und der Inhalt der Erklärung eindeutig feststellbar sind. 
1.5 Verfügbarkeit und maßgebliche Fassung der AGB: Die aktuelle Fassung dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen liegt in den Geschäfts- 
räumen des Auftragnehmers auf und wird auf der Website des Auftragnehmers unter www.schiffersams.at als PDF zur Verfügung gestellt. Die beson-
deren Allgemeinen Geschäftsbedingungen für den B2C-Onlineshop sind unter webshop.sams.at abrufbar. Für den B2B-Onlineshop unter  
shop.schiffersams.at gelten die dort bereitgestellten gesonderten Allgemeinen Geschäftsbedingungen.  Für das jeweilige Vertragsverhältnis ist die bei 
Vertragsabschluss vereinbarte Fassung der jeweils anwendbaren Allgemeinen Geschäftsbedingungen maßgeblich. 
 
2. Vertragsabschluss 
2.1 Angebote und Kostenvoranschläge: Angebote des Auftragnehmers sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als ver-
bindlich bezeichnet werden. Für Kostenvoranschläge, Kostenschätzungen, Richtpreise und Planungsleistungen gelten die Bestimmungen des Punk-
tes 4.2. 
2.2 Auftragserteilung und Vertragsannahme: Die Auftragserteilung durch den Auftraggeber gilt als verbindliches Angebot zum Abschluss eines Ver-
trages. Der Vertrag kommt erst durch die Auftragsbestätigung des Auftragnehmers in Textform oder durch Beginn der Leistungserbringung zustande. 
2.3 Abbildungen, Muster und Beschreibungen: Abbildungen, Darstellungen, Muster und Beschreibungen in Angeboten und Verkaufsunterlagen die-
nen der Veranschaulichung und können geringfügig von der tatsächlichen Ausführung abweichen, soweit dies sachlich gerechtfertigt und dem Auf-
traggeber zumutbar ist. Ausdrücklich vereinbarte Eigenschaften sowie gemäß Punkt 3.1 freigegebene Ausführungsunterlagen bleiben davon unbe-
rührt. 
2.4 Vertragsabschluss im B2C-Onlineshop: Bei Bestellungen über den B2C-Online-Shop gibt der Auftraggeber mit dem Absenden der Bestellung ein 
verbindliches Angebot zum Abschluss eines Vertrages ab. Die Annahme erfolgt durch den Auftragnehmer insbesondere durch eine Auftragsbestäti-
gung in Textform, durch den Versand der Ware oder durch die Übergabe der Ware an den Auftraggeber bei Abholung. Eine automatische Bestell- oder 
Eingangsbestätigung bestätigt lediglich den Eingang der Bestellung und stellt noch keine Annahme des Angebots dar. 
2.5 Vertretungsbefugnis von Mitarbeitern: Mitarbeiter, Monteure und sonstige Erfüllungsgehilfen des Auftragnehmers sind nur im Rahmen der ihnen 
erteilten Vollmacht zur Abgabe rechtsgeschäftlicher Erklärungen sowie zum Abschluss oder zur Änderung von Vereinbarungen berechtigt. Verbindli-
che Preis- und Kostenzusagen, Preisnachlässe, Rabatte, Zusagen kostenloser Zusatzleistungen sowie Vereinbarungen über abweichende Zahlungs-
bedingungen dürfen ausschließlich durch die Geschäftsführung oder durch hierfür zuständige Ansprechpartner im Verkauf erfolgen. Andere Mitarbei-
ter, insbesondere Monteure, sind hierzu nicht bevollmächtigt. Die Entgegennahme oder Weiterleitung von Kundenwünschen, Änderungswünschen, 
Mängelanzeigen oder sonstigen Mitteilungen stellt für sich allein keine Zustimmung zu einer Vertragsänderung und kein Anerkenntnis eines Anspruchs 
dar. Zwingende gesetzliche Bestimmungen über die Vertretungsmacht bleiben unberührt. 
2.6 Vertragssprache: Die für den Vertragsabschluss zur Verfügung stehende Vertragssprache ist Deutsch. 
 
3. Planfreigaben, Maßangaben und Ausführungsgrundlagen 
3.1 Freigabe von Plänen und Ausführungsunterlagen: Vom Auftraggeber oder dessen Beauftragten in Textform freigegebene Pläne, Zeichnungen, 
Ansichten, Muster und Maßangaben gelten in der jeweils freigegebenen Fassung als verbindliche Grundlage für die Ausführung. Die Freigabe muss 
eine eindeutige Zuordnung zu den freigegebenen Unterlagen ermöglichen. 
3.2 Vom Auftraggeber bereitgestellte Maße und Unterlagen: Werden Maße, Pläne, Zeichnungen, Daten oder sonstige für die Ausführung erforderli-
che Angaben vom Auftraggeber oder von dessen Beauftragten bereitgestellt, ist der Auftragnehmer berechtigt, diese der Ausführung zugrunde zu le-
gen. Für daraus resultierende Fehler oder Abweichungen haftet der Auftragnehmer nicht, sofern deren Unrichtigkeit für den Auftragnehmer bei Anwen-
dung der gebotenen fachlichen Sorgfalt nicht erkennbar war. 
3.3 Aufmaß durch den Auftragnehmer: Werden die für die Ausführung erforderlichen Maße vom Auftragnehmer selbst erhoben, hat der Auftraggeber 
dafür zu sorgen, dass zum Zeitpunkt des Aufmaßes ein für die Maßermittlung geeigneter und ausreichend fertiger Bauzustand vorliegt. Insbesondere 
müssen maßgebliche Böden, Wände, Decken, Verkleidungen, Installationen, Anschlüsse und sonstige für die Ausführung relevante Bauteile fertigge-
stellt oder deren endgültige Lage, Höhe und Ausführung eindeutig festgelegt sein. 
3.4 Aufmaß bei noch nicht fertigem Bauzustand: Erfolgt das Aufmaß auf ausdrücklichen Wunsch des Auftraggebers vor Herstellung des erforderli-
chen Bauzustandes oder auf Grundlage vorläufiger Höhen, Bezugspunkte oder sonstiger noch veränderlicher Gegebenheiten, sind diese Grundlagen 
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vom Auftraggeber bekanntzugeben. Nachträgliche Änderungen dieser Gegebenheiten können technische Anpassungen, ein neuerliches Aufmaß, 
Mehrkosten und Terminverschiebungen erforderlich machen. Daraus entstehende zusätzliche Aufwendungen werden gesondert verrechnet. Die ge-
setzlichen Verantwortlichkeiten des Auftragnehmers für ein von ihm durchgeführtes Aufmaß bleiben unberührt. 
3.5 Änderungen nach Freigabe: Änderungswünsche des Auftraggebers nach erfolgter Freigabe bedürfen der Zustimmung des Auftragnehmers. Ein 
Anspruch auf Durchführung nachträglicher Änderungen besteht insbesondere dann nicht, wenn diese technisch nicht oder nur mit unverhältnismäßi-
gem Aufwand möglich sind oder die Fertigung, Bestellung oder sonstige Leistungserbringung bereits entsprechend der Freigabe begonnen wurde. 
Durch nachträgliche Änderungen entstehende zusätzliche Planungs-, Material-, Fertigungs-, Liefer-, Montage- oder sonstige Aufwendungen werden 
nach Maßgabe der vereinbarten Preise, mangels einer solchen Vereinbarung nach angemessenem Aufwand gesondert verrechnet. Nachträgliche Än-
derungen können zu einer angemessenen Verschiebung vereinbarter Liefer-, Fertigstellungs- und Montagetermine führen. 
 
4. Preise, Kostenvoranschläge und Verrechnungssätze 
4.1 Preise und Umsatzsteuer: Alle Preise verstehen sich in Euro (€). Gegenüber Verbrauchern werden Preise einschließlich der gesetzlichen Umsatz-
steuer ausgewiesen. Gegenüber Unternehmern verstehen sich Preise zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer, sofern nichts anderes vereinbart 
wurde. 
4.2 Kostenvoranschläge, Kostenschätzungen und Planungsleistungen:  
4.2.1 Kostenvoranschläge: Kostenvoranschläge werden nach Maßgabe der jeweils getroffenen Vereinbarung verbindlich oder unverbindlich erstellt. 
Gegenüber Verbrauchern wird vor Erstellung eines unverbindlichen Kostenvoranschlags ausdrücklich auf dessen Unverbindlichkeit hingewiesen bzw. 
diese entsprechend vereinbart. Gegenüber Unternehmern sind Kostenvoranschläge unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlich be-
zeichnet werden. Die gesetzlichen Bestimmungen bleiben unberührt. 
4.2.2 Gültigkeitsdauer: Eine im Kostenvoranschlag angegebene Gültigkeitsdauer bezieht sich auf die darin ausgewiesenen Preise und Konditionen. 
Nach Ablauf dieser Gültigkeitsdauer ist der Auftragnehmer berechtigt, die Preise und Konditionen vor Auftragsannahme entsprechend den aktuellen 
Kalkulationsgrundlagen anzupassen. 
4.2.3 Kostenschätzungen und Richtpreise: Kostenschätzungen, Richtpreise, Budgetpreise und überschlagsmäßige Berechnungen dienen aus-
schließlich der unverbindlichen Orientierung, sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlicher Kostenvoranschlag bezeichnet werden. Der tatsächlich 
erforderliche Leistungsumfang und die tatsächlich anfallenden Kosten können daher von diesen Angaben abweichen. 
4.2.4 Kostenüberschreitungen: Bei unverbindlichen Kostenvoranschlägen können die tatsächlich erforderlichen Leistungen und Kosten vom veran-
schlagten Umfang abweichen. Zeichnet sich eine beträchtliche und unvermeidliche Überschreitung des veranschlagten Betrages ab, wird der Auftrag-
geber hierüber unverzüglich informiert. Dabei werden ihm, soweit zu diesem Zeitpunkt möglich und zumutbar, die Gründe für die Kostenüberschrei-
tung und die voraussichtliche Höhe der Mehrkosten bekannt gegeben. Bis zur Entscheidung des Auftraggebers über das weitere Vorgehen ist der Auf-
tragnehmer berechtigt, die von der Kostenüberschreitung betroffenen Arbeiten auszusetzen, soweit deren Fortführung nicht zur Vermeidung von Schä-
den oder unverhältnismäßigen Nachteilen erforderlich ist. Die gesetzlichen Rechte des Auftraggebers, insbesondere nach § 1170a ABGB, sowie die 
gesetzlichen Ansprüche des Auftragnehmers auf Vergütung bereits erbrachter Leistungen bleiben unberührt. 
4.2.5 Entgeltlichkeit von Kostenvoranschlägen und Planungsleistungen: Die Erstellung gewöhnlicher Angebote und Kostenvoranschläge erfolgt 
unentgeltlich, sofern nicht vor deren Erstellung ausdrücklich etwas anderes vereinbart wurde. Erfordert die Angebotserstellung jedoch besondere 
Detailplanungen, umfangreiche Berechnungen, Visualisierungen, Konstruktionen, Aufmaße, Bemusterungen oder sonstige über eine gewöhnliche An-
gebotserstellung hinausgehende Leistungen, kann hierfür vor Beginn dieser Leistungen ein gesondertes Entgelt vereinbart werden. Der Auftraggeber 
wird vor Durchführung der kostenpflichtigen Leistungen über deren Entgelt oder die Grundlage seiner Berechnung informiert. 
4.2.6 Anrechnung von Planungsleistungen: Wird nach Durchführung gesondert vergüteter Planungs-, Aufmaß-, Konstruktions-, Visualisierungs- oder 
sonstiger Vorbereitungsleistungen ein Auftrag über die geplanten Leistungen erteilt, erfolgt eine Anrechnung des hierfür vereinbarten Entgelts auf den 
späteren Auftrag nur, wenn dies vorab oder im Zusammenhang mit der Beauftragung der Planungsleistung ausdrücklich vereinbart wurde. Umfang 
und Voraussetzungen einer vereinbarten Anrechnung richten sich nach der jeweiligen individuellen Vereinbarung. 
4.2.7 Rechte an Planungsunterlagen: Die Bezahlung eines Kostenvoranschlags oder einer Planungs-, Aufmaß-, Konstruktions-, Visualisierungs- oder 
sonstigen Vorbereitungsleistung führt für sich allein nicht zur Übertragung von Urheberrechten, Eigentumsrechten an Arbeitsergebnissen oder weiter-
gehenden Nutzungsrechten. Für die Verwendung, Weitergabe und Herausgabe von Plänen, Zeichnungen, Visualisierungen, CAD-, 3D-, CNC- und 
sonstigen Arbeits- oder Fertigungsdaten gelten ergänzend die Bestimmungen des Punktes 16 dieser AGB. 
4.3 Preisangaben in Werbe- und Informationsmedien: Preisangaben in Prospekten, Werbematerialien, Katalogen, auf Websites, in sozialen Medien 
oder vergleichbaren Werbemedien dienen der allgemeinen Information und stellen, sofern nicht ausdrücklich anders angegeben, kein verbindliches 
Angebot dar. Irrtümer, Druck-, Schreib- und Rechenfehler bleiben im gesetzlich zulässigen Umfang vorbehalten. 
4.4 Preisänderungen bei Unternehmergeschäften: Bei Verträgen mit Unternehmern mit einer vereinbarten Leistungs- oder Lieferfrist von mehr als 
zwei Monaten ist der Auftragnehmer berechtigt, nach Vertragsabschluss eintretende und bei Vertragsabschluss nicht vorhersehbare Erhöhungen von 
Material-, Energie-, Transport-, Lohn- oder Fremdleistungskosten, die nicht vom Auftragnehmer verursacht wurden, im entsprechenden Ausmaß wei-
terzugeben. Entsprechende Kostensenkungen werden gleichermaßen berücksichtigt. 
4.5 Preisänderungen bei Verbrauchergeschäften: Bei Verträgen mit Verbrauchern erfolgen Preisänderungen nach Vertragsabschluss ausschließlich 
im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Bestimmungen. 
4.6 Service-, Wartungs- und Reparaturleistungen: Für Service-, Wartungs- und Reparaturleistungen gelten, sofern kein Pauschalpreis vereinbart 
wurde, die vor Auftragserteilung bekannt gegebenen oder vereinbarten Verrechnungssätze des Auftragnehmers. Verrechnet werden können insbeson-
dere die tatsächlich erforderlichen und angemessenen Arbeits-, Diagnose-, Prüf-, Fehlersuch-, Fahr- und Wartezeiten sowie erforderliche Materialien, 
Ersatzteile und sonstige auftragsbezogene Aufwendungen, soweit diese vereinbart wurden oder nach den gesetzlichen Bestimmungen zu vergüten 
sind. Diagnose-, Prüf- und Fehlersucharbeiten können auch dann zu vergüten sein, wenn die Ursache eines Mangels oder einer Störung erst im Zuge 
dieser Arbeiten festgestellt werden kann, eine sofortige Reparatur nicht möglich ist oder sich herausstellt, dass eine Reparatur technisch nicht zweck-
mäßig oder wirtschaftlich unverhältnismäßig ist. Der Auftragnehmer schuldet dabei keinen über den jeweils vereinbarten Leistungsumfang hinausge-
henden Reparaturerfolg. Punkt 8.9 dieser AGB bleibt unberührt. Die vorstehenden Bestimmungen über die Verrechnung von Service-, Diagnose-, Prüf-
, Fehlersuch-, Fahr-, Warte- und Reparaturleistungen gelten nicht, soweit diese Leistungen vom Auftragnehmer aufgrund zwingender gesetzlicher Ge-
währleistungs-, Garantie- oder sonstiger unentgeltlicher Erfüllungspflichten zu erbringen sind. Soweit bei laufenden oder längerfristigen Vertragsver-
hältnissen eine Änderung der Verrechnungssätze zulässig ist, gelten gegenüber Verbrauchern die zwingenden gesetzlichen Bestimmungen. 
4.7 Anfahrt, Wartezeit und erfolglose Serviceeinsätze: Kann ein vereinbarter Service-, Wartungs- oder Reparatureinsatz aus Gründen aus dem Be-
reich des Auftraggebers nicht oder nicht vollständig durchgeführt werden, insbesondere weil der vereinbarte Zugang nicht möglich ist, der Auftragge-
ber bzw. eine erforderliche Kontaktperson nicht anwesend ist oder erforderliche Voraussetzungen für die Leistungserbringung fehlen, können die 
dadurch tatsächlich entstandenen und angemessenen Anfahrts-, Fahr-, Arbeits- und Wartezeiten sowie sonstigen Aufwendungen nach Maßgabe der 
vereinbarten Verrechnungssätze und der gesetzlichen Bestimmungen verrechnet werden. Ersparte Aufwendungen sind zu berücksichtigen. Punkt 9.1 
dieser AGB bleibt unberührt. 
 
5. Zusatz- und Änderungsleistungen 
5.1 Umfang von Zusatz- und Änderungsleistungen: Leistungen, die über den ursprünglich vereinbarten Leistungsumfang hinausgehen oder nach-
träglich vom Auftraggeber gewünscht, veranlasst oder aufgrund von Änderungen der vom Auftraggeber zu vertretenden Ausführungsgrundlagen 
erforderlich werden, gelten als Zusatz- bzw. Änderungsleistungen und werden gesondert verrechnet. 
Dies gilt insbesondere für: 
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• Plan-, Maß- oder Materialänderungen,  
• Änderungen bereits freigegebener Pläne oder Ausführungsunterlagen,  
• geänderte Ausführungs- oder Ausstattungswünsche,  
• Änderungen des Bauzustandes oder der für die Ausführung maßgeblichen Gegebenheiten nach erfolgtem Aufmaß,  
• neuerliche oder zusätzliche Aufmaße, soweit diese nicht vom Auftragnehmer zu vertreten sind,  
• zusätzliche Montage-, Anpassungs- oder Nacharbeiten,  
• Baustellenanpassungen sowie  
• zusätzliche Anfahrten, soweit diese nicht vom Auftragnehmer zu vertreten sind.  

5.2 Beauftragung und Dokumentation: Vom Auftraggeber gewünschte Zusatz- und Änderungsleistungen können schriftlich, in Textform oder münd-
lich beauftragt werden. Sie werden nach Möglichkeit vor ihrer Ausführung in Textform dokumentiert. Der Auftragnehmer ist berechtigt, vor Ausführung 
eine Bestätigung des Zusatz- oder Änderungsauftrags in Textform zu verlangen. Die gesetzlichen Ansprüche des Auftragnehmers auf Vergütung not-
wendiger oder vom Auftraggeber beauftragter Zusatzleistungen bleiben davon unberührt. 
5.3 Vergütung: Zusatz- und Änderungsleistungen werden nach Maßgabe der hierfür vereinbarten Preise verrechnet. Soweit keine gesonderte Preis-
vereinbarung getroffen wurde, erfolgt die Verrechnung nach dem tatsächlich erforderlichen und angemessenen Aufwand zu den für die jeweilige Leis-
tung vereinbarten bzw. maßgeblichen Verrechnungssätzen. Zwingende gesetzliche Bestimmungen bleiben unberührt. 
5.4 Preis- und Kostenzusagen: Verbindliche Preis- und Kostenzusagen für Zusatz- und Änderungsleistungen sowie Preisnachlässe, Rabatte oder 
Zusagen einer kostenlosen Ausführung dürfen ausschließlich durch die Geschäftsführung oder durch hierfür zuständige Ansprechpartner im Verkauf 
erfolgen. Andere Mitarbeiter, insbesondere Monteure, sind zur Abgabe solcher Zusagen nicht bevollmächtigt. Im Übrigen gilt Punkt 2.5 dieser AGB. 
5.5 Technische und organisatorische Abstimmungen: Mitarbeiter und Monteure sind berechtigt, technische und organisatorische Einzelheiten der 
Ausführung mit dem Auftraggeber oder dessen Ansprechpartnern abzustimmen sowie Änderungs- und Zusatzwünsche entgegenzunehmen und wei-
terzuleiten. Die Entgegennahme, Besprechung oder technische Prüfung eines Änderungs- oder Zusatzwunsches stellt für sich allein weder eine ver-
bindliche Preis- oder Kostenzusage noch die Zusage einer kostenlosen Ausführung dar. 
5.6 Auswirkungen auf Termine: Zusatz- und Änderungsleistungen können eine angemessene Anpassung vereinbarter Liefer-, Fertigstellungs- und 
Montagetermine erforderlich machen. Dies gilt insbesondere, wenn zusätzliche Planung, Beschaffung, Fertigung, Abstimmung mit anderen Gewerken 
oder Änderungen bereits begonnener oder fertiggestellter Leistungen erforderlich werden. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber über wesentliche 
Auswirkungen auf vereinbarte Termine informieren, sobald diese hinreichend absehbar sind. 
 
6. Zahlungsbedingungen 
6.1 Anzahlung: Sofern nichts anderes in Textform vereinbart wurde, beträgt die Anzahlung 40 % des vereinbarten Entgelts und wird mit der Anzah-
lungsrechnung nach Auftragsbestätigung vorgeschrieben. Der verbleibende Betrag ist nach Maßgabe der vereinbarten Zahlungsbedingungen bei Lie-
ferung, Montage oder Fertigstellung fällig. 
6.2 Leistungsbeginn bei vereinbarter Anzahlung: Soweit eine Anzahlung vereinbart ist, ist der Auftragnehmer berechtigt, mit der weiteren Bearbei-
tung, Bestellung, Fertigung oder sonstigen Leistungserbringung bis zum Eingang der vereinbarten Anzahlung zuzuwarten. Die vereinbarten Leistungs-
, Liefer- und Montagefristen verlängern sich entsprechend um den Zeitraum der Verzögerung; daraus resultierende Terminverschiebungen gehen nicht 
zu Lasten des Auftragnehmers. 
6.3 Teilrechnungen und Schlussrechnung: Der Auftragnehmer ist berechtigt, entsprechend dem Leistungsfortschritt, nach bereits erbrachten Liefe-
rungen und Leistungen, für Zusatz- und Änderungsleistungen gemäß Punkt 5 oder nach vereinbarten Zahlungsabschnitten Teilrechnungen zu legen, 
sofern nicht ausdrücklich in Textform etwas anderes vereinbart wurde. Bereits geleistete Zahlungen werden bei der Schlussrechnung vollständig be-
rücksichtigt. 
6.4 Fälligkeit: Anzahlungs-, Teil- und Schlussrechnungen sind, sofern nichts anderes in Textform vereinbart wurde, innerhalb von 7 Kalendertagen ab 
Zugang der Rechnung ohne Abzug zur Zahlung fällig. 
6.5 Zahlungsbedingungen im B2C-Onlineshop: Für Bestellungen über den B2C-Onlineshop gelten die im jeweiligen Bestellvorgang vereinbarten 
Zahlungsarten und Zahlungsbedingungen. 
6.6 Skonti, Rabatte und sonstige Abzüge: Skonti, Rabatte, Nachlässe oder sonstige Abzüge sind nur zulässig, wenn diese ausdrücklich in Textform 
vereinbart wurden. Einseitige Kürzungen oder Abzüge durch den Auftraggeber sind unzulässig, soweit dem nicht zwingende gesetzliche Rechte des 
Auftraggebers entgegenstehen. 
6.7 Zahlungsverzug: Bei Zahlungsverzug gelten die gesetzlichen Verzugszinsen. Der Auftraggeber hat die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung 
erforderlichen Mahn-, Inkasso- und Rechtsanwaltskosten im gesetzlich zulässigen Umfang zu ersetzen. 
6.8 Aufrechnung und Zurückbehaltung bei Unternehmergeschäften: Bei Verträgen mit Unternehmern ist eine Aufrechnung gegen Forderungen des 
Auftragnehmers nur mit Gegenforderungen zulässig, die vom Auftragnehmer ausdrücklich anerkannt oder rechtskräftig festgestellt wurden oder die 
mit der Forderung des Auftragnehmers in einem rechtlichen Zusammenhang stehen. Zwingende gesetzliche Aufrechnungsrechte bleiben unberührt. 
Die Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts durch Unternehmer ist nur hinsichtlich solcher Ansprüche zulässig, die aus demselben Vertragsverhält-
nis stammen, soweit gesetzlich zulässig. 
6.9 Sicherheitsleistung bei Unternehmergeschäften: Werden dem Auftragnehmer nach Vertragsabschluss Umstände bekannt, die begründete 
Zweifel an der Zahlungsfähigkeit oder Kreditwürdigkeit eines unternehmerischen Auftraggebers entstehen lassen und durch die die Erfüllung der For-
derungen des Auftragnehmers gefährdet erscheint, ist der Auftragnehmer nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen berechtigt, für noch nicht 
erbrachte Leistungen eine angemessene Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung zu verlangen und die weitere Leistungserbringung bis zu deren Er-
bringung auszusetzen. Bereits bestehende gesetzliche Rechte des Auftragnehmers bleiben unberührt. 
 
7. Eigentumsvorbehalt 
Sämtliche gelieferten Waren bleiben bis zur vollständigen Bezahlung sämtlicher Forderungen aus dem jeweiligen Vertragsverhältnis Eigentum des 
Auftragnehmers. Der Auftraggeber ist verpflichtet, Pfändungen oder sonstige Zugriffe Dritter auf unter Eigentumsvorbehalt stehende Waren unverzüg-
lich in Textform bekanntzugeben und den Dritten auf den bestehenden Eigentumsvorbehalt hinzuweisen. Eine Verpfändung, Sicherungsübereignung 
oder sonstige Verfügung über unter Eigentumsvorbehalt stehende Waren ist ohne Zustimmung des Auftragnehmers unzulässig. 
 
8. Lieferung, Montage, Leistungsfristen und Gefahrübergang 
8.1 Liefer-, Fertigstellungs- und Montagetermine: Liefer-, Fertigstellungs- und Montagetermine gelten grundsätzlich als unverbindliche Richtter-
mine, sofern zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber nicht ausdrücklich in Textform ein Fixtermin vereinbart wurde. 
8.2 Einsatz von Mitarbeitern, Erfüllungsgehilfen und Subunternehmern: Der Auftragnehmer ist berechtigt, zur Erbringung der vereinbarten Leistun-
gen geeignete Mitarbeiter, Erfüllungsgehilfen und fachlich geeignete Subunternehmer einzusetzen, soweit nicht ausdrücklich die persönliche Leis-
tungserbringung durch den Auftragnehmer oder eine bestimmte Person vereinbart wurde oder zwingende gesetzliche Bestimmungen entgegenstehen. 
Der Einsatz von Subunternehmern lässt die vertraglichen Verpflichtungen des Auftragnehmers gegenüber dem Auftraggeber unberührt. Soweit der 
Auftragnehmer für das Verhalten eingesetzter Personen nach den gesetzlichen Bestimmungen einzustehen hat, wird diese Haftung durch deren Ein-
satz nicht eingeschränkt. Werden hingegen andere Unternehmer oder Fachunternehmen vom Auftraggeber selbst beauftragt, gelten diese nicht als 
Erfüllungsgehilfen oder Subunternehmer des Auftragnehmers. Für deren Leistungen, Termine und Ausführung ist der Auftragnehmer nur verantwort-
lich, soweit dies ausdrücklich vereinbart wurde oder sich eine Verantwortlichkeit aus zwingenden gesetzlichen Bestimmungen ergibt. 
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8.3 Beginn der Leistungs- und Lieferfristen: Die vereinbarte Leistungs- bzw. Lieferfrist beginnt, sobald sämtliche für die ordnungsgemäße Bearbei-
tung und Ausführung erforderlichen Voraussetzungen vorliegen, insbesondere Auftragsklarheit, erforderliche Plan- und Ausführungsfreigaben, erfor-
derliche Maße und technische Angaben sowie der Eingang der vereinbarten Anzahlung. 
8.4 Mitwirkung und Voraussetzungen beim Auftraggeber: Der Auftraggeber hat die für die ordnungsgemäße und termingerechte Durchführung der 
vereinbarten Lieferungen, Montage- und sonstigen Leistungen erforderlichen Voraussetzungen rechtzeitig zu schaffen und die erforderlichen Mitwir-
kungshandlungen zu erbringen. Insbesondere sind geeignete und freie Zufahrts-, Zugangs- und Transportmöglichkeiten, ausreichende und frei zugäng-
liche Arbeitsbereiche, die erforderliche Stromversorgung und Anschlüsse sowie die rechtzeitige und ordnungsgemäße Fertigstellung notwendiger Vor-
leistungen anderer Gewerke sicherzustellen. Verzögerungen bei der Erfüllung dieser Voraussetzungen oder sonstige Behinderungen aus dem Bereich 
des Auftraggebers, die vom Auftragnehmer nicht zu vertreten sind, verschieben den Beginn bzw. verlängern vereinbarte Leistungs-, Liefer- und Monta-
gefristen in angemessenem Umfang. Die Regelungen über Zusatz- und Änderungsleistungen gemäß Punkt 5 sowie über baustellenbedingte Still-
stands- und Mehraufwendungen gemäß Punkt 8.5 bleiben unberührt. 
8.5 Baustellenbedingte Stillstands- und Mehraufwendungen: Können vereinbarte Liefer-, Montage- oder sonstige Leistungen aus Gründen aus dem 
Bereich des Auftraggebers nicht, verspätet, unterbrochen oder nur mit erhöhtem Aufwand durchgeführt werden, können die dadurch tatsächlich er-
forderlichen und angemessenen zusätzlichen Arbeits-, Warte-, Fahr-, Transport-, Manipulations-, Lager-, Geräte-, Fremdleistungs- und sonstigen 
Mehraufwendungen nach Maßgabe der vereinbarten Verrechnungssätze, mangels einer solchen Vereinbarung nach angemessenem Aufwand und den 
gesetzlichen Bestimmungen gesondert verrechnet werden. Dies gilt insbesondere bei fehlender Baustellen- oder Montagebereitschaft, nicht rechtzei-
tig oder nicht ordnungsgemäß fertiggestellten Vorleistungen anderer Gewerke, fehlenden oder ungeeigneten Zufahrts-, Zugangs- oder Transportmög-
lichkeiten, nicht zugänglichen Arbeitsbereichen sowie sonstigen vom Auftragnehmer nicht zu vertretenden Behinderungen aus dem Bereich des Auf-
traggebers. Ersparte Aufwendungen sind angemessen zu berücksichtigen. Gesetzliche Ansprüche des Auftragnehmers, insbesondere nach § 1168 
ABGB, bleiben unberührt. 
8.6 Nicht vom Auftragnehmer zu vertretende Verzögerungen: Liefer-, Fertigstellungs- und Montagefristen verlängern sich in angemessenem Um-
fang, wenn deren Einhaltung durch Umstände verzögert oder verhindert wird, die außerhalb des Einflussbereichs des Auftragnehmers liegen und von 
diesem nicht zu vertreten sind. Dies gilt insbesondere bei Lieferengpässen, Streiks, Naturereignissen, behördlichen Maßnahmen sowie nicht vom 
Auftragnehmer zu vertretenden Verzögerungen von Vorlieferanten. 
8.7 Teillieferungen und Teilleistungen: Teillieferungen und Teilleistungen sind zulässig, soweit diese für den Auftraggeber zumutbar und sachlich 
gerechtfertigt sind. 
8.8 Gefahrübergang, Versand und Abholung: Bei Verbrauchergeschäften geht die Gefahr des zufälligen Verlustes oder der zufälligen Beschädigung 
einer Ware bei Lieferung oder Versendung grundsätzlich mit der Übergabe der Ware an den Verbraucher oder an einen von diesem bestimmten, vom 
Beförderer verschiedenen Dritten über. Hat der Verbraucher selbst einen Beförderungsvertrag abgeschlossen, ohne dabei eine vom Auftragnehmer 
angebotene Auswahlmöglichkeit für die Beförderung zu nutzen, richtet sich der Gefahrübergang nach den gesetzlichen Bestimmungen. Bei vereinbar-
ter Selbstabholung durch einen Verbraucher geht die Gefahr grundsätzlich mit der tatsächlichen Übergabe der Ware an den Verbraucher oder an eine 
von ihm zur Abholung bevollmächtigte Person über. Bei Verträgen mit Unternehmern richtet sich der Gefahrübergang nach den gesetzlichen Bestim-
mungen. Wird die Ware auf Wunsch bzw. aufgrund Vereinbarung mit dem Unternehmer an einen anderen Ort versendet, geht die Gefahr – soweit 
gesetzlich zulässig – mit der Übergabe der Ware an den Beförderer über. Erfolgt die Lieferung durch den Auftragnehmer selbst oder durch von ihm 
eingesetzte Personen und ist eine Übergabe am vereinbarten Lieferort geschuldet, richtet sich der Gefahrübergang nach der vereinbarten Leistung 
und den gesetzlichen Bestimmungen. Befindet sich der Auftraggeber im Annahmeverzug oder kann die Übergabe aus Gründen aus seinem Bereich 
nicht erfolgen, gelten ergänzend die Bestimmungen des Punktes 9 über Annahmeverzug und Einlagerung sowie die gesetzlichen Bestimmungen über 
den Gefahrübergang. Vereinbarte Eigentumsvorbehalte bleiben vom Gefahrübergang unberührt. 
8.9 Reparaturen: Bei Reparatur-, Instandsetzungs- und Anpassungsarbeiten kann sich der tatsächliche Leistungsumfang insbesondere bei älteren, 
gebrauchten oder bereits bearbeiteten Sachen erst nach Beginn der Arbeiten, Öffnung, Demontage oder näherer Untersuchung zuverlässig feststellen 
lassen. Zeigt sich dabei, dass zusätzliche, bei Auftragserteilung nicht erkennbare Arbeiten erforderlich sind oder die Reparatur technisch nicht zweck-
mäßig bzw. wirtschaftlich unverhältnismäßig erscheint, wird der Auftraggeber hierüber informiert, sobald dies erkennbar ist. Erforderliche Zusatzleis-
tungen werden nur nach Maßgabe der getroffenen Vereinbarung und der gesetzlichen Bestimmungen ausgeführt und verrechnet. Entscheidet sich der 
Auftraggeber gegen eine Fortsetzung der Reparatur, sind die bis dahin auftragsgemäß bzw. notwendigerweise erbrachten Leistungen und angefallenen 
Aufwendungen nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu vergüten. Gesetzliche Prüf-, Warn-, Gewährleistungs- und sonstige zwingende 
Rechte und Pflichten bleiben unberührt. 
8.10 Zwingende gesetzliche Rechte: Zwingende gesetzliche Rechte des Auftraggebers, insbesondere bei Verbrauchergeschäften, bleiben unberührt. 
 
9. Annahmeverzug und Einlagerung 
9.1 Annahmeverzug und fehlende Leistungsvoraussetzungen: Nimmt der Auftraggeber eine vereinbarte Lieferung, Montage, Leistung oder Abho-
lung zum vereinbarten Termin nicht an oder schafft er die hierfür erforderlichen Voraussetzungen, insbesondere die erforderliche Montage- oder 
Baustellenbereitschaft, nicht rechtzeitig, gelten die gesetzlichen Bestimmungen über den Annahmeverzug. Kann eine vereinbarte Lieferung, Montage, 
Leistung oder Abholung aus Gründen aus dem Bereich des Auftraggebers nicht zum vorgesehenen Termin durchgeführt werden, erfolgt die Vereinba-
rung eines neuen Termins nach Maßgabe der verfügbaren betrieblichen Kapazitäten des Auftragnehmers. Ein Anspruch auf einen unmittelbar anschlie-
ßenden Ersatztermin besteht nicht. 
9.2 Bestellte, beschaffte oder gefertigte Ware: Kann bestellte, beschaffte oder für den Auftraggeber gefertigte Ware aus Gründen aus dem Bereich 
des Auftraggebers nicht zum vereinbarten Zeitpunkt geliefert, montiert, übergeben oder abgeholt werden, ist der Auftragnehmer berechtigt, diese 
selbst oder bei einem geeigneten Dritten einzulagern. Eine Lagerung von bis zu 14 Kalendertagen ab dem vereinbarten Liefer-, Montage-, Übergabe- 
oder Abholtermin erfolgt ohne gesonderte Lagergebühr. Ab dem 15. Kalendertag ist der Auftragnehmer berechtigt, eine angemessene Lagergebühr zu 
verrechnen. Die durch die Einlagerung darüber hinaus verursachten angemessenen und erforderlichen Transport-, Manipulations-, Verwaltungs- und 
sonstigen Mehraufwendungen sind vom Auftraggeber im gesetzlich zulässigen Umfang zu ersetzen. 
9.3 Bestandsmöbel und sonstige Sachen des Auftraggebers: Werden im Eigentum des Auftraggebers stehende Möbel, Einrichtungsgegenstände 
oder sonstige Sachen im Zusammenhang mit Umbau-, Renovierungs-, Montage-, Reparatur- oder sonstigen Arbeiten vom Auftragnehmer demontiert, 
abtransportiert oder vorübergehend eingelagert, hat der Auftraggeber den Auftragnehmer rechtzeitig über die Bereitschaft zur Rücklieferung bzw. Wie-
dermontage zu informieren und die hierfür erforderlichen Voraussetzungen zu schaffen. Für die Einlagerung solcher im Eigentum des Auftraggebers 
stehenden Sachen ist ab dem ersten Tag der Einlagerung die vereinbarte Lagergebühr zu entrichten. Wurde keine konkrete Lagergebühr vereinbart, ist 
der Auftragnehmer berechtigt, eine angemessene Lagergebühr zu verrechnen. Die Lagergebühr wird je angefangenem Kalendermonat berechnet, so-
fern nichts anderes vereinbart wurde. Unterbleibt die Rücklieferung, Wiedermontage oder Abholung aus Gründen aus dem Bereich des Auftraggebers 
oder gibt der Auftraggeber trotz Aufforderung keine entsprechende Bereitschaft bekannt, wird die kostenpflichtige Einlagerung bis zur tatsächlichen 
Rücklieferung, Wiedermontage, Abholung oder sonstigen rechtlich zulässigen Beendigung der Einlagerung fortgesetzt. Erforderliche zusätzliche 
Transport-, Manipulations-, Verwaltungs- und sonstige Mehraufwendungen können im gesetzlich zulässigen Umfang gesondert verrechnet werden. 
9.4 Aufforderung und Nachfrist: Der Auftragnehmer ist berechtigt, dem Auftraggeber in Textform eine angemessene Nachfrist zur Abholung, Über-
nahme, Rücklieferung bzw. Wiedermontage oder zur Schaffung der hierfür erforderlichen Voraussetzungen zu setzen und für den Fall des fruchtlosen 
Ablaufs die gesetzlich zulässigen bzw. gesondert vereinbarten Rechtsfolgen anzukündigen. Nach fruchtlosem Ablauf einer angemessenen Nachfrist 
ist der Auftragnehmer berechtigt, nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen vom Vertrag zurückzutreten, auf Vertragserfüllung zu bestehen, die 
Ware bzw. Sachen weiterhin einzulagern oder sonstige gesetzlich zulässige Maßnahmen zu ergreifen. Gesetzliche Ansprüche des Auftragnehmers auf 
Entgelt, Aufwand- oder Schadenersatz bleiben unberührt. 
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9.5 Verwertung und Entsorgung von Sachen des Auftraggebers: Für im Eigentum des Auftraggebers stehende Sachen kann gesondert vereinbart 
werden, dass der Auftragnehmer bei dauerhaft unterbleibender Rückübernahme, Abholung oder Wiedermontage nach fruchtlosem Ablauf einer an-
gemessenen Nachfrist und nach nochmaliger Verständigung des Auftraggebers in Textform mit einer weiteren angemessenen Frist berechtigt ist, die 
Sachen zu verwerten oder, soweit eine Verwertung wirtschaftlich nicht sinnvoll oder möglich ist, fachgerecht zu entsorgen, soweit dies nach Art, Wert 
und Zustand der Sachen sowie unter Berücksichtigung der Dauer und des Aufwandes der Einlagerung rechtlich zulässig ist. Soweit gesondert verein-
bart, trägt der Auftraggeber die angemessenen Kosten der weiteren Lagerung, Manipulation, eines erforderlichen Transports, der Verwertung und einer 
erforderlichen Entsorgung im gesetzlich zulässigen Umfang. Ein aus einer Verwertung erzielter Erlös ist nach Abzug berechtigter offener Forderungen 
und angemessener Kosten dem Auftraggeber gutzuschreiben bzw. herauszugeben. Das Eigentum des Auftraggebers an den eingelagerten Sachen 
bleibt bis zu einer rechtlich zulässigen Verwertung oder Entsorgung unberührt. 
9.6 Unternehmergeschäfte: Bei Verträgen mit Unternehmern gelten ergänzend die gesetzlichen Bestimmungen über den Annahmeverzug, insbeson-
dere § 373 UGB. 
 
10. Stornierung und Rücktritt durch den Auftraggeber 
10.1 Einvernehmliche Stornierung: Eine einvernehmliche Stornierung eines bereits abgeschlossenen Vertrages bedarf der Zustimmung des Auftrag-
nehmers. Ein Anspruch des Auftraggebers auf Zustimmung zu einer Stornierung besteht nicht, soweit sich ein solcher nicht aus zwingenden gesetzli-
chen Bestimmungen ergibt. Stimmt der Auftragnehmer einer vom Auftraggeber gewünschten Stornierung zu, sind die bis zum Zeitpunkt der Stornie-
rung erbrachten Leistungen, entstandenen Aufwendungen sowie bereits eingegangenen Verpflichtungen nach Maßgabe von Punkt 10.2 zu vergüten. 
10.2 Vergütung bereits erbrachter Leistungen und Aufwendungen: Im Fall einer einvernehmlichen Stornierung sind insbesondere bereits erbrachte 
Planungs-, Konstruktions-, Bemusterungs-, Aufmaß-, Vorbereitungs-, Verwaltungs- und sonstige Leistungen sowie bereits bestellte oder beschaffte 
Materialien, Waren und Fremdleistungen im vereinbarten bzw. gesetzlich zulässigen Umfang zu vergüten. Soweit hierfür keine konkrete Vergütung 
vereinbart wurde, erfolgt die Verrechnung nach dem tatsächlich erforderlichen und angemessenen Aufwand zu den für die jeweilige Leistung verein-
barten bzw. maßgeblichen Verrechnungssätzen. Soweit bereits bestellte oder beschaffte Materialien, Waren oder Fremdleistungen vom Auftragneh-
mer ohne oder mit vertretbarem Aufwand anderweitig verwendet, zurückgegeben oder storniert werden können, sind dadurch tatsächlich vermiedene 
Aufwendungen angemessen zu berücksichtigen. 
10.3 Kundenspezifische Waren und begonnene Werkleistungen: Bei individuell nach Kundenspezifikation angefertigten, bearbeiteten oder be-
schafften Waren sowie bei bereits begonnenen Werkleistungen ist eine kostenfreie Stornierung grundsätzlich ausgeschlossen, soweit keine zwingen-
den gesetzlichen Bestimmungen entgegenstehen. 
10.4 Gesetzliche Ansprüche und Verbraucherrechte: Gesetzliche Ansprüche des Auftragnehmers, insbesondere nach § 1168 ABGB, bleiben unbe-
rührt. Zwingende gesetzliche Rücktritts-, Widerrufs- und sonstige Verbraucherrechte bleiben unberührt. 
 
11. Abnahme und Leistungsdokumentation 
11.1 Prüfung der Lieferung bzw. Leistung: Nach Fertigstellung, Lieferung oder Montage ist der Auftraggeber verpflichtet, die erbrachten Lieferungen 
und Leistungen innerhalb angemessener Frist zu überprüfen. 
11.2 Liefer-, Gegen- und Leistungsnachweise: Die Unterzeichnung eines Liefer- bzw. Gegenscheins, Montage-, Service- oder Arbeitsprotokolls oder 
einer vergleichbaren Bestätigung dient der Dokumentation des zum Zeitpunkt der Unterfertigung bestehenden Liefer-, Leistungs- bzw. Übergabestan-
des. 
11.3 Dokumentation von Beanstandungen und Vorschäden: Sichtbare Mängel, Beanstandungen, erkennbare Vorschäden oder sonstige Abwei-
chungen sollen bei der Übergabe bzw. Leistungserbringung auf dem jeweiligen Beleg festgehalten werden. 
11.4 Unterbleibende oder verweigerte Unterzeichnung: Die Unterzeichnung eines solchen Beleges bewirkt keinen Verzicht auf gesetzliche Gewähr-
leistungsrechte. Unterbleibt oder verweigert der Auftraggeber die Unterzeichnung eines Liefer- bzw. Gegenscheins, Montage-, Service- oder Ar-
beitsprotokolls oder einer vergleichbaren Bestätigung, berührt dies die Fälligkeit vereinbarter Entgelte nicht, sofern die Lieferung oder Leistung auf 
andere geeignete Weise nachgewiesen werden kann. 
11.5 Sonstige Leistungsnachweise und Zeiterfassung: Als Nachweis kommen insbesondere Auftragsbestätigungen und sonstige Beauftragungen 
in Textform, Arbeits- und Serviceprotokolle, Fotodokumentationen, elektronische Zeiterfassungen, Liefernachweise sowie sonstige geeignete Beweis-
mittel in Betracht. Die vom Auftragnehmer eingesetzte elektronische Zeiterfassung kann als Nachweis der tatsächlich erbrachten Arbeits- und Fahr-
zeiten herangezogen werden. 
11.6 Gesetzliche Rechte und Prüfpflichten: Bei Verbrauchergeschäften bleiben zwingende gesetzliche Bestimmungen, insbesondere die gesetzli-
chen Gewährleistungsrechte, unberührt. Für Unternehmer gelten ergänzend die gesetzlichen Prüfungs- und Rügepflichten. 
 
12. Gewährleistung und Garantie 
12.1 Gesetzliche Gewährleistung: Es gelten die gesetzlichen Gewährleistungsbestimmungen. Bei Verbrauchergeschäften bleiben die zwingenden 
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere jene des ABGB, KSchG und – soweit anwendbar – des Verbrauchergewährleistungsgesetzes (VGG), unein-
geschränkt bestehen. 
12.2 Unternehmergeschäfte: Bei Verträgen mit Unternehmern beträgt die Gewährleistungsfrist 12 Monate ab Übergabe bzw. Abnahme, soweit ge-
setzlich zulässig. Unternehmer haben die Ware bzw. Leistung nach Übergabe innerhalb angemessener Frist zu untersuchen und erkennbare Mängel 
unverzüglich in Textform anzuzeigen. Versteckte Mängel sind unverzüglich nach ihrer Entdeckung in Textform anzuzeigen. Die gesetzlichen Untersu-
chungs- und Rügepflichten, insbesondere nach § 377 UGB, bleiben unberührt. 
12.3 Naturmaterialien und materialbedingte Eigenschaften: Holz, Furniere, Naturstein, Leder, Stoffe und vergleichbare Naturmaterialien weisen 
naturbedingte Unterschiede und Veränderungen auf. Insbesondere können Abweichungen in Farbe, Maserung, Struktur und Oberflächenbild sowie 
materialtypische Veränderungen durch Licht, Temperatur, Raumklima oder Luftfeuchtigkeit auftreten. Solche natürlichen oder materialtypischen Ei-
genschaften und Veränderungen stellen keinen Mangel dar, soweit sie innerhalb der für das jeweilige Material üblichen Beschaffenheit liegen und die 
vertraglich vereinbarte bzw. gesetzlich geschuldete Beschaffenheit nicht beeinträchtigen. Dasselbe gilt für geringfügige, handelsübliche oder tech-
nisch unvermeidbare Abweichungen bei Farben, Mustern, Strukturen und Oberflächen, soweit diese die vereinbarte bzw. gesetzlich geschuldete Be-
schaffenheit nicht beeinträchtigen. 
12.4 Pflege-, Gebrauchs- und Wartungshinweise: Der Auftraggeber hat die ihm übergebenen oder auf der Website des Auftragnehmers bereitge-
stellten Pflege-, Gebrauchs-, Wartungs- und Produkthinweise zu beachten. Schäden oder Beeinträchtigungen, die auf eine unsachgemäße Verwen-
dung, Pflege oder Wartung oder auf die Nichtbeachtung entsprechender Hinweise zurückzuführen sind, stellen keinen vom Auftragnehmer zu vertre-
tenden Mangel dar, soweit die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür vorliegen. Zwingende gesetzliche Gewährleistungsrechte, insbesondere gegen-
über Verbrauchern, bleiben unberührt. 
12.5 Waren mit digitalen Elementen: Soweit bei Verbrauchergeschäften Waren mit digitalen Elementen oder digitale Leistungen Vertragsgegenstand 
sind, gelten die hierfür maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere die Bestimmungen des VGG über Vertragsmäßigkeit, Montage bzw. 
Installation und erforderliche Aktualisierungen. 
12.6 Garantie: Eine Garantie besteht nur, wenn sie ausdrücklich zugesagt wurde. Umfang, Dauer, räumlicher Geltungsbereich und sonstige Bedin-
gungen einer Garantie richten sich nach der jeweiligen Garantieerklärung. Herstellergarantien bestehen ausschließlich nach Maßgabe der jeweiligen 
Garantiebedingungen des Herstellers. Eine Garantie besteht zusätzlich zur gesetzlichen Gewährleistung und schränkt gesetzliche Gewährleistungs-
rechte des Auftraggebers nicht ein. 
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13. Haftung 
13.1 Verbrauchergeschäfte: Bei Verträgen mit Verbrauchern gelten die gesetzlichen Haftungsbestimmungen. Zwingende gesetzliche Schadenersatz- 
und Haftungsansprüche des Auftraggebers werden durch diese AGB nicht eingeschränkt. Insbesondere bleiben Ansprüche wegen Personenschäden, 
nach dem Produkthaftungsgesetz sowie sonstige gesetzlich nicht abdingbare Ansprüche unberührt. 
13.2 Unternehmergeschäfte: Gegenüber Unternehmern haftet der Auftragnehmer für Schäden nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit, soweit 
gesetzlich zulässig. Die Haftung für leichte Fahrlässigkeit ist gegenüber Unternehmern ausgeschlossen, soweit keine zwingenden gesetzlichen Best-
immungen entgegenstehen. Gegenüber Unternehmern ist die Haftung für entgangenen Gewinn, Produktionsausfälle, Betriebsunterbrechungen, Da-
tenverlust sowie sonstige mittelbare Schäden und Folgeschäden ausgeschlossen, soweit gesetzlich zulässig. Ansprüche nach dem Produkthaftungs-
gesetz sowie sonstige gesetzlich nicht abdingbare Ansprüche bleiben unberührt. 
13.3 Beigestellte und übernommene Sachen: Für vom Auftraggeber beigestellte oder zur Bearbeitung, Demontage, Beförderung, Lagerung, Repara-
tur oder Wiedermontage übernommene Sachen haftet der Auftragnehmer nach den gesetzlichen Bestimmungen unter Berücksichtigung der verein-
barten Leistungen und des bei Übernahme dokumentierten Zustandes. Natürliche Abnutzung, bereits vorhandene Beschädigungen, alters- oder ma-
terialbedingte Veränderungen sowie Schäden, die trotz fachgerechter Durchführung aufgrund der Beschaffenheit oder des Zustandes der übernom-
menen Sache unvermeidbar sind, sind dem Auftragnehmer nicht zuzurechnen, soweit dieser die erforderliche Sorgfalt eingehalten hat. 
13.4 Mitwirkung des Auftraggebers: Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer auf ihm bekannte besondere Eigenschaften, Vorschäden, verdeckte 
Mängel oder sonstige Umstände hinzuweisen, die für Transport, Demontage, Bearbeitung, Lagerung oder Wiedermontage von Bedeutung sein können. 
Gesetzliche Schadenminderungs- und Mitwirkungspflichten des Auftraggebers bleiben unberührt. 
13.5 Verdeckte Leitungen, Installationen und Gefahrenstellen: Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer vor Beginn der Arbeiten über ihm bekannte 
verdeckte Leitungen, Installationen, Einbauten und sonstige Gefahrenstellen zu informieren und vorhandene Pläne oder sonstige diesbezügliche In-
formationen rechtzeitig zur Verfügung zu stellen. Für Schäden an nicht erkennbaren und dem Auftragnehmer nicht bekannt gegebenen Leitungen, 
Installationen, Einbauten oder sonstigen verdeckten Einrichtungen haftet der Auftragnehmer nur nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen. 
13.6 Zwingende gesetzliche Ansprüche: Sämtliche in diesem Punkt vorgesehenen Haftungsbeschränkungen gelten nur, soweit sie gesetzlich zuläs-
sig sind. Zwingende gesetzliche Haftungsbestimmungen, insbesondere nach dem Produkthaftungsgesetz, bleiben unberührt. 
13.7 Beigestellte Materialien, Geräte und Komponenten: Werden Materialien, Geräte, Beschläge, Bauteile oder sonstige Komponenten vom Auf-
traggeber oder von Dritten beigestellt oder deren Verwendung vom Auftraggeber verbindlich vorgegeben, ist der Auftraggeber für deren rechtzeitige 
Bereitstellung sowie – soweit dies seiner Verantwortungssphäre zuzurechnen ist – für deren Eignung für den vorgesehenen Verwendungszweck ver-
antwortlich. Der Auftragnehmer hat beigestellte Materialien, Geräte und Komponenten im Rahmen der ihn treffenden gesetzlichen Prüf- und Warn-
pflichten zu prüfen. Erkennbare Bedenken hinsichtlich Eignung, Beschaffenheit, Kompatibilität oder vorgesehener Verwendung werden dem Auftrag-
geber nach Maßgabe der gesetzlichen Warnpflichten mitgeteilt. Für Mängel oder Schäden, die ausschließlich auf ungeeignete oder mangelhafte bei-
gestellte Materialien, Geräte oder Komponenten zurückzuführen sind und für den Auftragnehmer trotz Anwendung der gebotenen fachlichen Sorgfalt 
nicht erkennbar waren, haftet der Auftragnehmer nicht. Zusätzlicher Aufwand, der aufgrund beigestellter Materialien, Geräte oder Komponenten er-
forderlich wird und nicht vom Auftragnehmer zu vertreten ist, kann nach Maßgabe der vereinbarten Preise, mangels einer solchen Vereinbarung nach 
angemessenem Aufwand gesondert verrechnet werden. 
 
14. Fernabsatzgeschäfte und Rücktrittsrecht von Verbrauchern 
14.1 Anwendungsbereich: Bei Verträgen, die mit Verbrauchern im Fernabsatz oder außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen werden und dem 
Fern- und Auswärtsgeschäfte-Gesetz (FAGG) unterliegen, gelten die gesetzlichen Bestimmungen des FAGG. Die nachfolgenden Bestimmungen gelten 
ausschließlich für Verbraucher, soweit das FAGG auf den jeweiligen Vertrag Anwendung findet. 
14.2 Rücktrittsrecht und Rücktrittsfrist: Verbraucher haben bei Fernabsatzverträgen und außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen 
grundsätzlich das Recht, innerhalb der gesetzlichen Rücktrittsfrist von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen vom Vertrag zurückzutreten. Bei Kaufver-
trägen beginnt die Rücktrittsfrist grundsätzlich mit dem Tag, an dem der Verbraucher oder ein von ihm benannter, nicht als Beförderer tätiger Dritter 
den Besitz an der Ware erlangt. Bei mehreren im Rahmen einer einheitlichen Bestellung bestellten und getrennt gelieferten Waren beginnt die Frist 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen mit Erhalt der zuletzt gelieferten Ware. Bei Dienstleistungsverträgen beginnt die Rücktrittsfrist grund-
sätzlich mit dem Tag des Vertragsabschlusses. Im Übrigen richten sich Beginn und Berechnung der Rücktrittsfrist nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen. 
14.3 Information über das Rücktrittsrecht: Der Verbraucher wird vor Vertragsabschluss entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen über das 
Bestehen oder Nichtbestehen eines Rücktrittsrechts, dessen Bedingungen, Fristen und Ausübung sowie über das gesetzliche Muster-Rücktrittsfor-
mular informiert. Soweit gesetzlich vorgeschrieben, stellt der Auftragnehmer bei Fernabsatzverträgen, die über eine Online-Benutzeroberfläche ge-
schlossen werden, zusätzlich eine gesetzeskonforme Online-Rücktrittsfunktion zur Verfügung. 
14.4 Ausnahmen vom Rücktrittsrecht – kundenspezifische Waren: Ein Rücktrittsrecht besteht insbesondere nicht bei Waren, die nach Kundenspe-
zifikationen angefertigt werden oder eindeutig auf die persönlichen Bedürfnisse des Verbrauchers zugeschnitten sind, soweit die gesetzlichen Voraus-
setzungen hierfür vorliegen. Dies kann insbesondere individuell nach Maß, Planung, Auswahl, Konfiguration oder sonstigen individuellen Vorgaben 
des Verbrauchers angefertigte Möbel, Einrichtungsgegenstände, Bauteile oder sonstige Produkte betreffen. Bereits fertiggestellte Möbel oder sonstige 
Waren, die im B2C-Onlineshop allgemein zum Verkauf angeboten werden, gelten nicht allein deshalb als kundenspezifisch angefertigt, weil sie vom 
Auftragnehmer selbst hergestellt wurden. Ob eine gesetzliche Ausnahme vom Rücktrittsrecht vorliegt, richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen und dem jeweiligen Vertragsgegenstand. 
14.5 Dienstleistungen und vorzeitiger Leistungsbeginn: Verlangt der Verbraucher ausdrücklich, dass mit der Erbringung einer Dienstleistung noch 
während der Rücktrittsfrist begonnen wird, gelten die gesetzlichen Bestimmungen über den vorzeitigen Leistungsbeginn. 
Tritt der Verbraucher nach einem von ihm ausdrücklich verlangten vorzeitigen Leistungsbeginn innerhalb der Rücktrittsfrist wirksam vom Vertrag zu-
rück, ist für die bis zum Rücktritt bereits erbrachten Leistungen ein gesetzlich vorgesehener anteiliger Betrag zu bezahlen, soweit die gesetzlichen 
Voraussetzungen hierfür vorliegen. Das Rücktrittsrecht bei Dienstleistungen erlischt nur unter den gesetzlich vorgesehenen Voraussetzungen, insbe-
sondere bei vollständiger Erbringung der Dienstleistung sowie Vorliegen der hierfür erforderlichen vorherigen ausdrücklichen Zustimmung und Kennt-
nisnahme des Verbrauchers. 
14.6 Dringende Reparatur- und Instandhaltungsarbeiten: Bei dringenden Reparatur- oder Instandhaltungsarbeiten, zu deren Durchführung der Ver-
braucher den Auftragnehmer ausdrücklich zu einem Besuch aufgefordert hat, besteht nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen kein Rücktritts-
recht. Dies gilt nicht für darüber hinausgehende Dienstleistungen, die der Verbraucher nicht ausdrücklich verlangt hat, oder für Waren, die bei der 
Reparatur oder Instandhaltung nicht unbedingt als Ersatzteile benötigt werden. 
14.7 Rücksendung und Rückabwicklung: Im Fall eines wirksamen Rücktritts sind empfangene Waren und Zahlungen nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen zurückzustellen bzw. zurückzuerstatten. Die Tragung der unmittelbaren Kosten der Rücksendung sowie die sonstigen Rechtsfolgen 
des Rücktritts richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen und den dem Verbraucher vor Vertragsabschluss erteilten Informationen. 
14.8 Gesetzliche Verbraucherrechte: Weitergehende zwingende gesetzliche Rechte des Verbrauchers bleiben unberührt. 
 
15. Datenschutz 
15.1 Verarbeitung personenbezogener Daten: Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezogene Daten des Auftraggebers ausschließlich im Rah-
men der anwendbaren datenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Datenschutzge-
setzes (DSG). Die Verarbeitung erfolgt insbesondere, soweit dies zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen, zur Begründung, Abwicklung und 
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Erfüllung des Vertragsverhältnisses, zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen oder zur Wahrung berechtigter Interessen erforderlich und gesetzlich 
zulässig ist. 
15.2 Weitergabe von Daten: Personenbezogene Daten werden nur weitergegeben, soweit dies zur Vertragsabwicklung, zur Erfüllung gesetzlicher 
Verpflichtungen oder aus einem sonstigen datenschutzrechtlich zulässigen Grund erforderlich ist. Dies kann insbesondere die Weitergabe an Zah-
lungsdienstleister, Liefer- und Transportunternehmen, IT- und sonstige Dienstleister, Steuerberater, Behörden oder andere an der Vertragsabwicklung 
beteiligte Stellen umfassen. 
15.3 Weitere Informationen: Nähere Informationen über Art, Umfang, Zweck und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung, Speicherdauer, Empfän-
ger personenbezogener Daten sowie die Rechte betroffener Personen ergeben sich aus der jeweils aktuellen Datenschutzerklärung des Auftragneh-
mers, die auf der Website des Auftragnehmers abrufbar ist. Soweit für einzelne Verarbeitungsvorgänge eine Einwilligung erforderlich ist, wird diese 
gesondert eingeholt. Eine datenschutzrechtliche Einwilligung wird nicht allein durch die Zustimmung zu diesen AGB erteilt. 
 
16. Geistiges Eigentum 
16.1 Rechte an Unterlagen und Arbeitsergebnissen: Pläne, Zeichnungen, Entwürfe, Skizzen, Visualisierungen, Renderings, Muster, Konstruktions-
unterlagen, Berechnungen, Stücklisten, CAD-Daten, 3D-Daten, Fertigungsdaten und sonstige vom Auftragnehmer erstellte Unterlagen und Arbeitser-
gebnisse bleiben – soweit gesetzlich zulässig – geistiges Eigentum des Auftragnehmers. Urheberrechte und sonstige Schutzrechte des Auftragnehmers 
bzw. berechtigter Dritter bleiben unberührt. 
16.2 Nutzung durch den Auftraggeber: Der Auftraggeber erhält, soweit nichts anderes vereinbart wurde, das Recht, die ihm überlassenen Unterlagen 
und Arbeitsergebnisse für den mit dem jeweiligen Auftrag verfolgten Zweck zu verwenden. Eine darüber hinausgehende Verwendung, insbesondere 
die Vervielfältigung, Bearbeitung, Weitergabe an Dritte oder Verwendung zur Ausführung durch andere Unternehmen, bedarf der vorherigen Zustim-
mung des Auftragnehmers in Textform, soweit dem keine zwingenden gesetzlichen Bestimmungen entgegenstehen. 
16.3 Nicht beauftragte bzw. nicht ausgeführte Planungen: Entwürfe, Planungen, Konstruktionen, Visualisierungen und sonstige Unterlagen, die vom 
Auftragnehmer erstellt wurden, dürfen ohne entsprechende Vereinbarung insbesondere nicht dazu verwendet werden, die darin dargestellten Leis-
tungen durch Dritte ausführen oder fertigen zu lassen. Die Bezahlung einer Planungs-, Konstruktions- oder sonstigen Vorbereitungsleistung führt für 
sich allein nicht zur Übertragung von Urheberrechten oder sonstigen Schutzrechten. Die dem Auftraggeber zustehenden Nutzungsrechte richten sich 
nach der jeweiligen Vereinbarung und dem Vertragszweck. 
16.4 Herausgabe von Daten: Ein Anspruch auf Herausgabe von bearbeitbaren oder zur Weiterverarbeitung bestimmten Arbeits-, Konstruktions- oder 
Fertigungsdateien, insbesondere CAD-, 3D-, CNC- oder sonstigen Produktionsdaten, besteht nur, wenn dies ausdrücklich vereinbart wurde oder sich 
ein solcher Anspruch aus zwingenden gesetzlichen Bestimmungen ergibt. Die Überlassung von Ansichtsplänen, Ausdrucken, PDF-Dateien oder sons-
tigen zur Information bzw. Abstimmung bestimmten Unterlagen begründet für sich allein keinen Anspruch auf Herausgabe der zugrunde liegenden 
bearbeitbaren Original- oder Fertigungsdateien. 
16.5 Unterlagen des Auftraggebers und Rechte Dritter: Stellt der Auftraggeber dem Auftragnehmer Pläne, Zeichnungen, Bilder, Logos, Daten, Kon-
struktionen oder sonstige Unterlagen zur Verfügung, hat er dafür einzustehen, dass deren vertragsgemäße Verwendung durch den Auftragnehmer 
keine Rechte Dritter verletzt, soweit dies seiner Verantwortungssphäre zuzurechnen ist. Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer über ihm bekannte 
Beschränkungen der Verwendung solcher Unterlagen rechtzeitig zu informieren. 
 
17. Mehrere Auftraggeber 
17.1 Gemeinsame Auftraggeber: Erteilen mehrere Personen gemeinsam einen Auftrag, haften sie für die Verpflichtungen aus dem Vertragsverhältnis, 
insbesondere für die Zahlung des vereinbarten Entgelts und sonstiger berechtigter Forderungen des Auftragnehmers, zur ungeteilten Hand (solida-
risch), soweit gesetzlich zulässig und nichts anderes vereinbart wurde. 
17.2 Erklärungen und Mitteilungen: Erklärungen und Mitteilungen des Auftragnehmers, die das gemeinsame Vertragsverhältnis betreffen, können an 
die von den Auftraggebern bekannt gegebene gemeinsame Kontaktperson bzw. Kontaktadresse übermittelt werden, soweit keine zwingenden gesetz-
lichen Bestimmungen eine gesonderte Verständigung sämtlicher Auftraggeber erfordern. Änderungen der bekannt gegebenen Kontaktperson oder 
Kontaktadresse sind dem Auftragnehmer rechtzeitig mitzuteilen. 
17.3 Erklärungen eines Auftraggebers: Erklärungen eines einzelnen Auftraggebers wirken für die übrigen Auftraggeber nur, soweit dieser zu deren 
Abgabe bevollmächtigt ist oder sich eine entsprechende Vertretungsbefugnis aus den gesetzlichen Bestimmungen ergibt. 
 
18. Anwendbares Recht, Erfüllungsort und Gerichtsstand 
18.1 Anwendbares Recht: Für sämtliche Vertragsverhältnisse zwischen dem Auftragnehmer und dem Auftraggeber gilt österreichisches Recht unter 
Ausschluss der Verweisungsnormen des internationalen Privatrechts und des UN-Kaufrechts, soweit gesetzlich zulässig. Bei Verträgen mit Verbrau-
chern gilt diese Rechtswahl nur insoweit, als dem Verbraucher dadurch nicht der Schutz zwingender Bestimmungen des Rechts jenes Staates entzo-
gen wird, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, sofern diese Bestimmungen nach den anwendbaren gesetzlichen Regelungen ohne Rechts-
wahl maßgeblich wären. 
18.2 Erfüllungsort: Bei Verträgen mit Unternehmern ist, soweit nichts anderes vereinbart wurde oder sich aus der Natur oder dem Zweck der jeweiligen 
Leistung nichts anderes ergibt, Erfüllungsort der Sitz des Auftragnehmers. Bei Verträgen mit Verbrauchern richtet sich der Erfüllungsort nach der je-
weiligen Vereinbarung und den gesetzlichen Bestimmungen. Zwingende gesetzliche Bestimmungen zugunsten von Verbrauchern bleiben unberührt. 
18.3 Gerichtsstand bei Unternehmern: Für sämtliche Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit Verträgen mit Unternehmern wird, soweit ge-
setzlich zulässig, die ausschließliche Zuständigkeit des für den Sitz des Auftragnehmers sachlich zuständigen Gerichts vereinbart. Der Auftragnehmer 
ist jedoch berechtigt, Ansprüche gegen einen Unternehmer auch bei einem sonst gesetzlich zuständigen Gericht geltend zu machen. 
18.4 Gerichtsstand bei Verbrauchern: Bei Verträgen mit Verbrauchern gelten ausschließlich die gesetzlichen Gerichtsstandsbestimmungen. Eine 
Einschränkung gesetzlich zwingender Gerichtsstände des Verbrauchers durch diese AGB erfolgt nicht. 
 
19. Schlussbestimmungen 
19.1 Änderungen und Ergänzungen: Änderungen und Ergänzungen des jeweiligen Vertrages sollen zu Beweiszwecken nach Möglichkeit in Textform 
festgehalten werden, soweit nichts anderes vereinbart wurde oder zwingende gesetzliche Bestimmungen entgegenstehen. Für Zusatz- und Ände-
rungsleistungen gelten ergänzend die Bestimmungen des Punktes 5 dieser AGB. Die gesetzlichen Ansprüche des Auftragnehmers auf Vergütung not-
wendiger oder vom Auftraggeber beauftragter Zusatz- und Änderungsleistungen bleiben unberührt. 
19.2 Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen: Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein 
oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen davon unberührt, soweit dies gesetzlich zulässig ist. Bei Verträgen mit Verbrauchern 
treten an die Stelle unwirksamer oder undurchführbarer Bestimmungen die gesetzlichen Bestimmungen. Bei Verträgen mit Unternehmern gilt anstelle 
einer unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung eine rechtlich zulässige Regelung als vereinbart, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirk-
samen oder undurchführbaren Bestimmung möglichst nahekommt, soweit eine solche ergänzende Vertragsauslegung gesetzlich zulässig ist. 
19.3 Vorrang individueller Vereinbarungen: Individuelle Vereinbarungen zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber gehen diesen AGB vor. Dies gilt 
insbesondere für im Kostenvoranschlag, Angebot, in der Auftragsbestätigung oder in einer sonstigen individuellen Vereinbarung ausdrücklich festge-
legte Leistungs-, Preis-, Zahlungs-, Liefer- oder Montagebedingungen. 
19.4 Maßgebliche Fassung: Für das jeweilige Vertragsverhältnis ist die bei Vertragsabschluss vereinbarte Fassung dieser AGB maßgeblich. Spätere 
Änderungen dieser AGB werden nicht ohne entsprechende Vereinbarung Bestandteil eines bereits bestehenden Vertragsverhältnisses. 


